
 
 
 

ASN 
(http://www.asn.fr/Reglementer/Cons
ultations-du-public/Consultations-du-
public-en-cours/Centrale-nucleaire-de-
Fessenheim-Effluents-liquides-et-
gazeux) 

 
 
Paris, 

 
 

 
RECHTSSACHE: TRAS - Anfrage zur Herbeiführung eines sicheren 
Zustands des Kraftwerks 
ZEICHEN: CL/GP - Akte Nr. 14P2P036 
 

Betreff: Beobachtungen zu den Entscheidungsvorhaben der ASN zu 
den Modalitäten der Wasserentnahme und des Wasserverbrauchs, 
der Ableitung in die Umwelt und der Überwachung der Umwelt, 
die die Grenzen für Ableitungen flüssiger und gasförmiger 
Abprodukte der Basiskernkraftanlage Nr. 75 in die Umwelt 
festlegen, die von Électricité de France – Aktiengesellschaft (EDF-
SA) in der Gemeinde Fessenheim (Departement Haut-Rhin) 
betrieben wird. 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir handeln im Namen und im Auftrag unseres Mandanten, des 
Trinationalen Atomschutzverbandes (TRAS) mit Sitz 
Murbacherstrasse 34, CH-4056 Basel, Schweiz, und haben die Ehre, uns 
an Sie zu wenden, um Ihnen die Beobachtungen des TRAS zu den 
Entscheidungsvorhaben der ASN zu den Modalitäten der 
Wasserentnahme und des Wasserverbrauchs, der Ableitung in die 
Umwelt sowie der Überwachung der Umwelt mitzuteilen, die die 
Grenzen für Ableitungen flüssiger und gasförmiger Abprodukte des 
Kernkraftwerks Fessenheim in die Umwelt festlegen, die der 
Öffentlichkeit bis zum 23. April 2015 zur Verfügung gestellt werden 
(http://www.asn.fr/Reglementer/Consultations-du-
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public/Consultations-du-public-en-cours/Centrale-nucleaire-de-
Fessenheim-Effluents-liquides-et-gazeux). 

 
BEOBACHTUNG NR. 1: ZUR VORTÄUSCHUNG DER ÖFFENTLICHEN VERFÜGBARKEIT 
 
 

Der Öffentlichkeit ist es noch immer unmöglich, die im Internet zugänglichen Unterlagen 
in zufriedenstellender Weise zur Kenntnis zu nehmen. 

 
In seinen Ausführungen vom 16. Dezember 2014 hat der TRAS dargelegt, dass EDF am 26. 
September 2012 gemäss Artikel L 593-15 des Umweltgesetzes Unterlagen zur "Anzeige 
der Neubeantragung der Genehmigungen der beiden präfektoralen Erlasse von 1972 und 
1974 eingereicht hat, die die Wasserentnahmen sowie die Wasserableitungen in den 
Rheinseitenkanal und ministerielle Erlasse zu radioaktiven Ableitungen betreffen". 
 
Im vorliegenden Fall besteht das Problem darin, dass es der Öffentlichkeit in Wirklichkeit 
unmöglich war, auf zufriedenstellende Weise von den im Internet zugänglichen 
Unterlagen Kenntnis zu nehmen. 
 
Die Akte umfasst 1200 Seiten (Teil 1) und noch einmal 1000 Seiten (Teil 2). Sie kann weder 
gedruckt noch heruntergeladen werden.  
 
Die Seitenzahl der Akte (2200) macht eine "Online"-Lektüre quasi unmöglich. 
 
Dies ist im Übrigen auch die Meinung des Nationalen Verbands der lokalen 
Informationskomitees und -ausschüsse ANCCLI in einem Schreiben vom 5. Dezember 2014 
(Anlage 1 der Beobachtungen vom 16. Dezember 2014): 
 

"Die Modalitäten der Anhörung der Öffentlichkeit, die im Erlass vom 15. Juli 2013 
definiert werden, scheinen in mehreren Punkten problematisch zu sein.  
 
Ein Zurverfügungstellen von 21 Tagen ist ausgesprochen unzureichend, um sich 
mit einer solchen Akte vertraut zu machen, umso mehr als die im Internet 
einsehbare Akte nicht heruntergeladen werden kann. Die in der Stadtverwaltung 
vorgesehene Einsicht erscheint aus demselben Grunde wenig realistisch."  

 
Artikel 14 der Entscheidung der Atomsicherheitsbehörde Nr. 2013-DC-0352 vom 
18. Juni 2013 bezüglich des Zurverfügungstellens der Akten von Änderungsvorhaben 
gemäss Artikel L 593-15 des Umweltgesetzes (genehmigt durch Erlass vom 15. Juli 2013) 
für die Öffentlichkeit lautet: 
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"Die Atomsicherheitsbehörde kann durch Auflagen, die in Anwendung von 
Artikel 18 der Verordnung vom 2. November 2007 eine Dauer für die Einsicht, die 
länger ist als einundzwanzig Tage, sowie besondere Modalitäten für die 
Umsetzung des Verfahrens zur Bereitstellung für die Öffentlichkeit festlegen." 

 
In Anwendung dieser Bestimmungen hatte der TRAS erklärt, dass es angebracht ist, dass 
die ASN die Dauer der Verfügbarkeit für die Öffentlichkeit verlängert und besondere 
Modalitäten für den Zugang zu der Akte vorsieht (downloadbare Version ...). 
 
Dies war nicht der Fall. 
 
Die Antwort von EDF in der "Bilanz des Zurverfügungstellens der Akte für die 
Öffentlichkeit" ist unseriös. EDF beschränkt sich nach Anerkennung des grossen Umfangs 
des Dokuments darauf zu behaupten, dass der Inhalt den Erfordernissen der gesetzlichen 
Regelung grundsätzlich entspricht. EDF hat sich folgendermassen geäussert: 
 

"EDF erkennt an, dass die der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellten Unterlagen 
umfangreich sind, unterstreicht aber, dass der Inhalt der Unterlagen einerseits den 
Anforderungen der anzuwendenden gesetzlichen Regelungen entspricht und dass 
andererseits die Öffentlichkeit vollständige Unterlagen einsehen konnte, die erschöpfende 
und transparente Informationen geben. Die nichttechnische Zusammenfassung der 
Unterlagen wurde so verfasst, dass ein möglichst grosser Personenkreis die Unterlagen zur 
Kenntnis nehmen kann und der Leser bei der Einsicht der vollständigen Unterlagen geleitet 
wird." 
 
Dies läuft darauf hinaus, dass die Öffentlichkeit aufgefordert wird, EDF zu vertrauen! 

Gegenwärtig werden die Unterlagen der Öffentlichkeit vor Ort erneut zur Verfügung 
gestellt. Sie können nach vorheriger Terminabsprache in den Räumen der Abteilung 
Strassburg der ASN eingesehen werden. 

Dieselben Schwierigkeiten sind somit damit verbunden: Das extrem umfangreiche 
Dokument kann weder gedruckt noch heruntergeladen werden. Ausserdem ist es nicht 
mehr in elektronischer Form verfügbar, was seine Konsultation aus der Ferne unmöglich 
macht. Es ist daran zu erinnern, dass die Auswirkungen des Kraftwerks die Grenzen 
Frankreichs überschreiten, die erneute Einsicht erfordert jedoch einen physischen 
Ortswechsel nach Frankreich. 
 
 
BEOBACHTUNG NR. 2: ZUR ART DER VON EDF VORGELEGTEN AKTE 
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Die von EDF eingereichten Unterlagen hätten Unterlagen zu einer erheblichen Änderung 
sein müssen, eingereicht auf der Grundlage von Artikel L 593-14 des Umweltgesetzes, 
und sie hätten den neuen Anforderungen entsprechen müssen, die durch den Erlass 
vom 7. Februar 2012 festgelegt sind, der die allgemeinen Regelungen für 
Basiskernkraftanlagen und insbesondere die Bestimmungen für die Wasserentnahmen 
und Ableitungen ins Wasser festlegt (Artikel 4.1.1 bis 4.1.14). 

 
In seinen Beobachtungen vom 16. Dezember 2014 hat der TRAS dargelegt, dass EDF 
Unterlagen zu einer erheblichen Änderung in Bezug auf die Ableitungen ins Wasser 
einreichen muss. 
 
Es muss festgestellt werden, dass das Kraftwerk Fessenheim ohne ordnungsgemässe und 
aktualisierte Genehmigung für flüssige Ableitungen betrieben wird. 
 
Die Lage sieht folgendermassen aus: 
 

 Die Ableitungen ins Wasser werden von einem präfektoralen Erlass vom 26. Mai 1972 
geregelt, der veraltet ist, insbesondere seit Erscheinen des Erlasses vom 7. Februar 
2012 zu den allgemeinen Regelungen über Basiskernkraftanlagen und vor allem über 
die Wasserentnahmen und Ableitungen ins Wasser (Artikel 4.1.1 bis 4.1.14). Dieser 
Text hat am 1. Juli 2013 den Erlass vom 26. November 1999 geändert, der die 
allgemeinen technischen Vorschriften für die Grenzen und Modalitäten der einer 
Genehmigung unterliegenden Entnahmen und Ableitungen durch 
Basiskernkraftanlagen festlegt. 
 

 Die Anpassung an den Erlass vom 7. Februar 2012 erfordert die Einreichung von 
Unterlagen zu einer erheblichen Änderung, denn dieser Text sieht sehr zahlreiche und 
neue Regelungen für die Ableitungen ins Wasser vor, die die Basiskernkraftanlage 
gegenwärtig nicht einhält. 
 
Beispiel: Die von EDF 2012 eingereichten unerheblichen Unterlagen waren im 
Oktober 2013 Gegenstand wichtiger Kritiken von Seiten des ANCCLI, insbesondere 
daran, dass diese Unterlagen nicht die Massnahmen zur Überwachung der Umwelt … 
behandeln, was jedoch durch den Erlass vom 7. Februar 2012 (Artikel 4.2.1 und 
folgende) vorgeschrieben ist. 
 

 Diese Unterlagen zu einer erheblichen Änderung hätten auf der Grundlage von Artikel 
L 593-14 des Umweltgesetzes erstellt werden müssen, das präzisiert: 
 
- Eine neue Genehmigung ist erforderlich bei:  
(...) 3. erheblicher Änderung der Anlage".  
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Artikel 31 der genannten Verordnung Nr. 2007-1557 vom 2. November 2007 
bezüglich der Basiskernkraftanlagen und der Kontrolle - im Bereich der nuklearen 
Sicherheit - des Transports radioaktiver Substanzen legt fest, dass eine erhebliche 
Änderung darstellt: 
 

"Eine Änderung der Elemente, die für den Schutz der in Artikel 28 I des Gesetzes 
vom 13. Juni 2006 erwähnten Interessen relevant sind, die in der Verordnung über 
die Genehmigung in Anwendung von Artikel 16 stehen." 
 
Es wird daran erinnert, dass die in Artikel 28 I des Gesetzes vom 13. Juni 2006 
erwähnten Interessen - heute in Artikel L 593-1 des Umweltgesetzes verankert - 
sind: "Sicherheit, Gesundheit und Hygiene der Bevölkerung oder Natur- und 
Umweltschutz". 

 

 EDF hat Unterlagen zu einer geringfügigen Änderung der Betriebsbedingungen im 
September 2012 (Unterlagen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wurden) 
eingereicht, aber keine Unterlagen zu einer erheblichen Änderung, mit denen das 
Kraftwerk an die gesetzlichen Regelungen angepasst werden kann. 

 
Es ist wichtig, daran zu erinnern, dass die von EDF eingereichte Akte zu einer 
geringfügigen Änderung von dem ANCCLI im Oktober 2013 kritisiert wurde (Angriff 
auf das Wasser ...). Das Expertenkomitee des ANCCLI ist sehr kritisch und hebt 
mehrere Probleme in dem Antrag von EDF hervor (siehe "Zusammenstellung der 
Schlussfolgerungen", S. 61 - 74). 
 
Unter diesen Bedingungen arbeitet EDF ohne die erforderliche Berechtigung, und 
zwar eine neue Genehmigung wegen erheblicher Änderung, die vor allem aus der 
Anpassung an die von dem Erlass vom 7. Februar 2012 vorgegebenen Normen 
resultiert. Diese Situation bildet eine Straftat im Sinne von Artikel L 596-27 des 
Umweltgesetzes. 

 

 Diese Argumentation wird von dem Bericht des ANCCLI von Oktober 2013 bestätigt, 
der sich ebenfalls über das Fehlen einer erheblichen Änderung wundert. Der ANCCLI 
hat sich so geäussert: 

 
"Es wird als Einleitung des nichttechnischen Resümees der Folgenabschätzung 
angegeben: 
 
"Die Änderungen, die Gegenstand der Unterlagen sind, werden nicht als erheblich 
im Sinne der Verordnung Nr. 2007-1557 vom 2. November 2007 über 
Basiskernkraftanlagen und über die Kontrolle des Transports radioaktiver 
Substanzen im Bereich der nuklearen Sicherheit betrachtet. Diese Änderungen sind 

http://www.legifrance.gouv.fr/affichTexteArticle.do;jsessionid=25A91B42253C12EC3709EFCAB7565C54.tpdjo17v_3?cidTexte=JORFTEXT000000819043&idArticle=LEGIARTI000006879414&dateTexte=&categorieLien=cid
http://www.legifrance.gouv.fr/affichTexteArticle.do;jsessionid=25A91B42253C12EC3709EFCAB7565C54.tpdjo17v_3?cidTexte=JORFTEXT000000819043&idArticle=LEGIARTI000006879414&dateTexte=&categorieLien=cid
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somit abgedeckt von Artikel 26 dieser Verordnung, und die Erteilung der 
Genehmigungen zur Änderung erfolgt durch ein Verfahren zur Untersuchung der 
Unterlagen durch die staatlichen Stellen unter Aufsicht der Atomsicherheitsbehörde 
(ASN)". 
 
Das wissenschaftliche Komitee erinnert daran, dass es die Atomsicherheitsbehörde 
mehrmals zum Wortlaut dieses Erlasses befragt hat, insbesondere zur Definition 
des Begriffs "erhebliche Änderung", der so lautet (Artikel 31): 

Drei Kriterien definieren eine erhebliche Änderung einer Basiskernkraftanlage: 
(a) Eine Änderung ihrer Beschaffenheit oder eine Erhöhung ihrer maximalen 
Kapazität  (b) Eine Änderung der Elemente, die für den Schutz der in Artikel 28 I 
des Gesetzes vom 13. Juni 2006 erwähnten Interessen relevant sind, die in der 
Verordnung über die Genehmigung zum Bau der Basiskernkraftanlage stehen [das 
heisst, für die Sicherheit, Gesundheit und Hygiene der Bevölkerung oder den 
Natur- und Umweltschutz]  (c) Ein Hinzufügen einer neuen Basiskernkraftanlage im 
Umkreis der Anlage. 

Es wäre unabdingbar gewesen, dass der Antragsteller den Beweis erbringt, dass die 
beantragten Änderungen nicht "schutzrelevante Elemente gegenüber möglichen 
Risiken oder Nachteilen für die Sicherheit, Gesundheit oder Hygiene der 
Bevölkerung oder den Natur- und Umweltschutz" des Standortes Fessenheim 
betreffen, in Anbetracht dessen, dass dieser Begriff nicht gesetzlich definiert ist. 

 
Im Fall einer erheblichen Änderung ist eine neue Genehmigung nach öffentlicher 
Anhörung erforderlich. 

EDF hat in der "Bilanz des Zurverfügungstellens für die Öffentlichkeit" geantwortet: 

"Der Antrag von EDF betrifft die Entwicklung der Vorschriften, die auf die 
Wasserentnahmen und auf die Ableitungen des Kernkraftwerks Fessenheim anwendbar 
sind. Er wird umrahmt von den für Basiskernkraftanlagen anzuwendenden gesetzlichen 
Regelungen, insbesondere von den Artikeln L.593-1ü und L.593-15 des Umweltgesetzes. 
 
Dieser Antrag zur Entwicklung der Vorschriften, die auf die Wasserentnahmen und die 
Ableitungen anwendbar sind, stellt im vorliegenden Fall nicht die wesentlichen Elemente 
infrage, die den Schutz der in Artikel 28 1 des Gesetzes vom 13. Juni 2006, der in Artikel 
L.593-3 des Umweltgesetzes kodifiziert wird, erwähnten Interessen garantieren und zwar: 
die Sicherheit, die Gesundheit und die Hygiene der Bevölkerung sowie den Natur- und 
Umweltschutz. 
 
Das zeigt die Studie über die Auswirkungen, die in den Unterlagen dargelegt wird. Sie 

http://www.legifrance.gouv.fr/affichTexteArticle.do;jsessionid=4185C396C5C3CB15B611EB43489C61B4.tpdjo17v_3?cidTexte=JORFTEXT000000819043&idArticle=LEGIARTI000006879414&dateTexte=&categorieLien=cid
http://www.legifrance.gouv.fr/affichTexteArticle.do;jsessionid=4185C396C5C3CB15B611EB43489C61B4.tpdjo17v_3?cidTexte=JORFTEXT000000819043&idArticle=LEGIARTI000006879414&dateTexte=&categorieLien=cid
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schliesst auf das Fehlen von Auswirkungen der Ableitungen des Kraftwerks auf die 
Gesundheit und die Umwelt, die als in den geforderten Grenzen liegend betrachtet werden.  
 
Schliesslich erinnern wir daran, dass die wichtigsten Anträge dieser Unterlagen eine 
bedeutende Herabsetzung der Grenzwerte für Ableitungen betreffen, die gegenwärtig für 
das Kraftwerk gelten. Somit ist der Antrag nicht erheblich im Sinne der gesetzlichen 
Regelung für Basiskernkraftanlagen".  
 
EDF macht einzig und allein Ausflüchte und erbringt keinerlei Antwort grundsätzlicher Art. 
EDF beschränkt sich darauf, allgemeine Behauptungen darzulegen, ohne irgendeinen 
Beweis. 
 
Der TRAS hält deshalb seine Einwände aufrecht. 
 
 
BEOBACHTUNG NR. 3: LÜCKEN DER UNTERLAGEN BEZÜGLICH DER CHEMISCHEN UND RADIOAKTIVEN 

ABLEITUNGEN 

Das Entscheidungsvorhaben ist unvollständig, da mehrere Substanzen nicht in 
zufriedenstellender Weise überwacht werden. 

 
In seinen Ausführungen vom 16. Dezember 2014 zu den von EDF vorgelegten Unterlagen 
über die Änderung hat der TRAS den ANCCLI unterstützt, der hervorhob, dass mehrere 
Substanzen nicht überwacht werden und schrieb insbesondere auf den Seiten 27 und 28, 
dass die Werte zu den Betastrahlern im Hinblick auf die beim Wasserkonsum 
aufgenommenen Dosen oder ihre Anreicherung in der Biosphäre zu begrenzen sind. 

 
Mit Ausnahme von Tritium, Radiokohlenstoff C-14 und Nickel-63 (und Strontium-90 in 
einer jährlichen Milchprobe, EDF-FSH-130) sind die Radionuklide, die reine Betastrahler 
sind, nicht Gegenstand einer Überwachung und noch weniger einer spezifischen Grenze. 
Einige unter ihnen sind jedoch besorgniserregend in Bezug auf die Gesundheit der 
Bevölkerung und müssten in das Referenzspektrum aufgenommen werden. Beispiele: 

 Strontium-90: Spaltprodukt mit der Halbwertszeit 28,5 Jahre ähnelt in seiner 
chemischen Zusammensetzung dem Calcium, es lagert sich im Organismus ein. Eine 
einzige punktuelle jährliche Kontrolle dieses Isotops ist unzureichend. 

 Jod-129, Spaltprodukt mit sehr langer Halbwertszeit (1,5x107 Jahre), kennt im 
Unterschied zu den anderen Jod-Isotopen keinen natürlichen Zerfallsprozess, sei es 
innerhalb des Brennstoffs oder in den Behältern zur Lagerung der Abprodukte vor 
ihrer Ableitung. Es lagert sich somit in der Umwelt ein.  

 Chlor-36 mit der Halbwertszeit 3,0x105 Jahre.  
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Ebenso wie der ANCCLI hatten wir bereits darauf aufmerksam gemacht, dass, wenn die 
Gesamt-Beta-Messungen in den Lagerbehältern vor der Ableitung als Strontium-
90/Yttrium-90-Äquivalent ausgedrückt werden, dies in dem Antrag präzisiert werden 
muss. 
 
Auf jeden Fall ist die Beta-Volumenaktivität von 2 Bq/l pro Stunde, mit Ausnahme von 
Radiokohlenstoff C-14 und Tritium (EDF-FSH-108), die in der Umwelt toleriert wird, 
besonders hoch, wobei - gemäss den gültigen Dosiskoeffizienten - Wasser, das mit 
Strontium-90 in Höhe von 6 Bq/l kontaminiert ist und von einem einjährigen Kind 
regelmässig konsumiert wird, der jährlichen Grenze der maximal zulässigen Exposition 
entspricht. 
 
Hinsichtlich der Betastrahler stellt der TRAS beim Lesen der Entscheidungsvorhaben der 
ASN fest, dass nunmehr in den Entscheidungen der ASN eine Überwachung vorgesehen 
ist.  
Die Normen müssten jedoch die Empfehlungen des ANCCLI respektieren, was gegenwärtig 
nicht der Fall ist. 
 

Das Entscheidungsvorhaben ist unbefriedigend bezüglich der vorgeschlagenen 
Ableitungswerte für Borsäure, Hydrazin, Ammonium, Stickstoff und Detergenzien. 

Ebenso wie der ANCCLI hatte der TRAS bereits die Ableitungswerte kritisiert, die in den 
Unterlagen über die Änderung bezüglich Borsäure, Hydrazin, Morpholin, Ammonium, 
Stickstoff und Detergenzien beantragt werden. Die in den Entscheidungsvorhaben 
geplanten Grenzen sind niedriger als die von EDF beantragten (EDF-FSH-168): 

 Borsäure: von 47.000 kg/Jahr auf 17.000 kg/Jahr bis zum 31.12.206, dann auf 
10.000 kg/Jahr ab 1.1.2017. 

 Hydrazin: von 21 kg/Jahr auf 9 kg/Jahr (-57 %), wobei 2 % der Ableitungen bis zu 
2 kg/24 h gegenüber normalerweise 1,5 kg/24 h toleriert werden. 

 Morpholin: von 950 kg/Jahr auf 800 kg/Jahr (-26 %), wobei 5 % der Ableitungen bis zu 
89 kg/24 h gegenüber normalerweise 22 kg/24 h toleriert werden. 

 Ethanolamin: von 500 kg/Jahr auf 420 kg/Jahr (-26 %), wobei 5 % der Ableitungen bis 
zu 26 kg/24 h gegenüber normalerweise 12 kg/24 h toleriert werden. 

 Stickstoff: von 5.350 kg/Jahr auf 5.000 kg/Jahr (-7 %). 

 Detergenzien: von 5.630 kg/Jahr auf 5.000 kg/Jahr (-11 %). 
 
Es wurde somit eine Bemühung zur Reduzierung der Umweltbelastung unternommen, 
ohne jedoch bis hin zu strengeren Werten zu gehen, die dem gegenwärtigen Stand der 
Wissenschaft Rechnung tragen. 
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Die Empfehlungen des ANCCLI hinsichtlich der Ableitungsgrenzen müssen berücksichtigt 
werden. 
 
Für Borsäure sind im Fall der kompletten oder teilweisen Leerung eines Borsäurebehälters 
(REA-Behälter oder PTR-Behälter) die Grenzen erhöht. Ein solcher Fall dürfte 
aussergewöhnlich sein, für ihn sollte dennoch eine festzulegende Maximalgrenze gelten. 
 
Bezüglich des Hydrazins hat der TRAS sehr genau Kenntnis genommen von der 
Verringerung der Mengen, die aus der Entscheidung der ASN resultiert. Die Verringerung 
bleibt jedoch hinter den Forderungen des ANCCLI zurück. Angesichts des starken 
negativen Potenzials des Hydrazins im Fall eines erhöhten Abfliessens wäre es angebracht, 
einen Grenzwert für 2 Stunden festzulegen, um die Gewässer zu schützen. 
 
 

Das Entscheidungsvorhaben ist unbefriedigend bezüglich der für die Abprodukte 
vorgeschlagenen Temperaturwerte. 

 
Das Kraftwerk Fessenheim ist der Standort, der bei weitem die meisten thermischen 
Ableitungen im gesamten Rheinbecken emittiert. Die Tagesmitteltemperatur des 
Rheinseitenkanals, berechnet stromabwärts nach der Mischung bei aussergewöhnlicher 
klimatischer Situation, ist begrenzt auf 29 °C, was höher ist als die französische gesetzliche 
Regelung zu den Cyprinidengewässern (die 28 °C beträgt). 
Laut Wasserrahmenrichtlinie der EU ist eine integrierte Bewirtschaftung der 
Flusseinzugsgebiete vorzusehen. Mit anderen Worten: Es ist verboten, eine Verwendung 
isoliert von allen anderen Verwendungen zu betrachten. Eine Expertise müsste 
durchgeführt werden, um festzustellen, in welchem Masse die Ableitungen von 
Kühlwasser in Fessenheim - unter Betrachtung aller anderen Ableitungen von Kühlwasser 
entlang des Oberrheins - das Ziel gefährdet, "guter ökologischer Zustand" oder "gutes 
ökologisches Potenzial" zu sein. Die Berichte der IKSR zu diesem Thema, die Pläne zur 
Bewirtschaftung des Oberrheins sowie der Bericht über den gesamten Rhein werden nicht 
ausreichend bzw. in keiner Weise berücksichtigt. 
 
 

Das Entscheidungsvorhaben ist unbefriedigend bezüglich der für die radioaktiven 
Abwässer vorgeschlagenen Grenzwerte. 

 
Die in dem Entscheidungsvorhaben vorgesehenen Grenzen (EDF-FSH-158 und folgende) 
betreffen den normalen Betrieb der Anlage. Es ist nicht vernünftig, Grenzen für 
Ableitungen bei normalem Betrieb festzulegen, die die erhöhten Emissionen bei 
Funktionsstörungen abdecken.  
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Die Grenzen der Ableitung für Radiokohlenstoff C-14 wurden nicht gesenkt. Bei den 
anderen Radionukliden liegen die Reduzierungen der Grenzen, die in der Entscheidung 
2015-XX vorgesehen sind, zwischen -10 und -33 % im Vergleich zu dem Antrag von EDF: 

 Jod (gasförmig): von 0,8 GBq/Jahr auf 0,6 GBq/Jahr (- 25 %) 

 Jod (Abprodukte): von 0,3 GBq/Jahr auf 0,2 GBq/Jahr (- 33 %) 

 Tritium (gasförmig): von 5 TBq/Jahr auf 4 TBq/Jahr (- 20 %) 

 Tritium (Abprodukte): von 50 TBq/Jahr auf 45 TBq/Jahr (- 10 %) 

 Edelgase: von 36 TBq/Jahr auf 24 TBq/Jahr (- 33 %) 
 
Diese Reduzierungen der Emissionswerte haben nur symbolischen Charakter und 
repräsentieren keinesfalls die Erfahrungswerte der während der vergangenen Jahre des 
Betriebs der Basiskernkraftanlage gemessenen Emissionen. Diese neuen Grenzen werden 
vom ANCCLI immer noch kritisiert. 
 
 

Das Entscheidungsvorhaben ist nicht zufriedenstellend im Hinblick auf die Sicherung der 
chemischen und radioaktiven Abwässer bei einem schwerwiegenden Unfall. 

 
Der Rahmen für die Neubeantragung der Ableitungen wäre günstig gewesen, um ein 
Löschwasser- und Havariekonzept zu gewährleisten, um das unlösbare Problem des 
radioaktiven Wassers zu vermeiden, das sich am Standort Fukushima sammelt. Wir weisen 
erneut auf die Wichtigkeit hin, eine gesetzliche Regelung zu erlassen, um die Art und 
Weise einer Zwischenspeicherung des infolge eines Unfalls stark kontaminierten Wassers 
zu gewährleisten.  
 
 
Der TRAS hält somit seine Forderungen aufrecht, die darauf abzielen, die Auswirkungen 
des Kraftwerks auf die Umwelt, insbesondere auf den Rhein und das Grundwasser, zu 
verringern. 
 
 

           
 
 
Wir danken Ihnen im Voraus für Ihr Interesse an diesen Beobachtungen des TRAS. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 

Corinne LEPAGE  Gwendoline PAUL 


